
listischen Rechts, mit grundlegenden Rechtsvorschrif­
ten und den damit verbundenen Rechten und Pflichten 
des sozialistischen Staatsbürgers sowie mit den Prinzi­
pien des sozialistischen Rechts und der sozialistischen 
Moral vertraut zu machen. Sie sind zur Anerkennung 
und Achtung dieser Prinzipien sowie dahin zu führen, 
daß ihnen verantwortungsbewußtes Handeln auf der 
Grundlage dieser Prinzipien zur Lebensgewohnheit 
wird.
In enger Verbindung damit sind den Lehrlingen gleich­
zeitig jene spezifischen Kenntnisse zu vermitteln, die 
sie im Umgang mit den ihnen anvertrauten volkseige­
nen Produktionsmitteln beherrschen müssen. Dazu ge­
hört, daß sie mit gesetzlichen Bestimmungen über die 
Nutzung und den Schutz der Produktions- und Ar­
beitsmittel, über Ordnung, Disziplin und Sicherheit, 
Qualitätssicherung, Materialökonomie sowie über den 
Schutz vor Unfällen, Havarien, Bränden und Störungen 
vertraut gemacht werden. Bei dieser spezifischen Seite 
der Rechtserziehung geht es also darum, die Lehrlinge 
zu befähigen, sich aktiv für die Einhaltung der gesetz­
lichen Bestimmungen und Ordnungsvorschriften in 
ihrem Arbeitsbereich, in ihrem Berufszweig bzw. in 
ihrem Betrieb einzusetzen.
Aus diesen Zielstellungen leiten sich die prinzipiellen 
Positionen zur Stellung, zum Inhalt und zur Gestal­
tung der Rechtserziehung junger sozialistischer Fach­
arbeiter ab.
1. Die sozialistische Rechtserziehung der Lehrlinge ist 
ein unabdingbarer und fester Bestandteil der politisch- 
ideologischen Erziehung des Facharbeiternachwuchses. 
Sie ist deshalb aufs engste mit den übrigen Erzie­
hungsrichtungen, so z. B. der Arbeitserziehung, der 
patriotischen Erziehung, der moralischen Erziehung, 
der kulturell-ästhetischen Erziehung verknüpft.
2. Die Beherrschung der wichtigsten Rechtsnormen 
und die bewußte Verwirklichung des sozialistischen 
Rechts gehören zu den Persönlichkeitseigenschaften so­
zialistischer Facharbeiter. Die Rechtserziehung im Rah­
men der Berufsausbildung darf sich deshalb nicht auf 
die Vermittlung von Rechtskenntnissen beschränken.
3. Die Rechtserziehung der Lehrlinge ist keine Ressort­
aufgabe dieses oder jenes Ausbildungsfaches oder 
Lehrganges. Sie muß vielmehr alle Abschnitte, Fächer 
und Lehrgänge sowie auch die außerunterrichtliche Er­
ziehung gleichermaßen durchdringen. Das erfordert, daß 
alle Lehrkräfte und Erzieher die Rechtserziehung als 
Prinzip in ihre gesamte pädagogische Arbeit einordnen 
und sie systematisch verwirklichen.
4. In der Berufsausbildung bestehen wegen ihrer un­
mittelbaren Verknüpfung mit dem Produktions- und 
Arbeitsprozeß vorteilhafte Bedingungen für die Ent­
wicklung des Rechtsbewußtseins der künftigen Fach­
arbeiter. Diese Bedingungen gilt es zielstrebig zu nut­
zen und planmäßig auszugestalten.
5. Zentren der Rechtserziehung sind die Arbeitskollek­
tive. In ihren Reihen, bei der Erfüllung der Wettbe­
werbsverpflichtungen im täglichen Arbeitsprozeß ver­
bindet sich die Festigung der Rechtskenntnisse mit den 
persönlichen Erfahrungen und der bewußten Anwen­
dung der Rechtsnormen.

Inhalt and Gestaltung der Rechtserziehung

Ausgehend von den Orientierungen der Partei der Ar­
beiterklasse auf dem Gebiet des Rechts sind seit dem 
VIII. Parteitag in der Rechtserziehung des Facharbei­
ternachwuchses gute Erfolge erzielt worden. Im Mittel­
punkt der Bestrebungen standen
— die Vertiefung und Festigung der grundlegenden 

Rechtskenntnisse bei den Lehrlingen;

— die weitere Durchsetzung der Rechtserziehung in 
allen Bereichen und Abschnitten der Berufsausbil­
dung;

— die Entfaltung einer vielgestaltigen, interessanten 
und wirksamen Rechtspropaganda außerhalb des 
Unterrichts;

— die aktive Mitwirkung der Lehrlinge in gesellschaft­
lichen Gremien und Kommissionen bei der Durch­
setzung des sozialistischen Rechts;

— die Durchsetzung der sozialistischen Rechtsnormen 
in den Einrichtungen der Berufsbildung.

Vermittlung von Rechtskenntnissen
im berufstheoretischen und berufspraktischen
Unterricht

Die planmäßige und systematische Vermittlung von 
Rechtskenntnissen ist eine unerläßliche, wenn auch 
nicht die alleinige Bedingung für die Entwicklung des 
Rechtsbewußtseins. Soweit es sich um das sozialistische 
Recht als Unterrichtsgegenstand handelt, werden neben 
den für alle Berufe und Bereiche geltenden Normen 
des Arbeitsrechts vorrangig die spezifischen, für den 
jeweiligen Beruf typischen Rechtsgrundsätze und -nor­
men des Arbeitsschutzes, des Brandschutzes, der Ord­
nung, Disziplin und Sicherheit sowie des Umwelt­
schutzes erläutert. Diese Rechtsnormen sind entweder 
in die verschiedensten Stoffgebiete des berufstheoreti­
schen und des berufspraktischen Unterrichts eingeord­
net oder sie stellen eigenständige Themen innerhalb 
der einzelnen Fächer und Lehrgänge dar. Das betrifft 
vor allem berufsspezifische, mit der Ausführung be­
stimmter Arbeiten oder Dienstleistungen in Zusam­
menhang stehende Rechtsvorschriften, wie z. B. Fest­
legungen über die Ausführung von Schweißarbeiten, 
Bestimmungen über Garantieleistungen und Käufer­
rechte im Handel, Richtlinien der Deutschen Bauord­
nung u. a. m. Die Vermittlung des Inhalts solcher 
Rechtsvorschriften ist bereits seit längerer Zeit fester 
Bestandteil der Lehrpläne.
Eine neue Qualität erreichte die Bildungs- und Erzie­
hungsarbeit auf diesem Gebiet durch die vom Staats­
sekretariat für Berufsbildung in Zusammenarbeit mit 
dem Staatssekretariat für Arbeit und Löhne herausge­
gebene „Instruktion zur Behandlung von Aufgaben der 
Materialökonomie, des Schutzes vor Unfällen, Bränden 
und Havarien, der sozialistischen Landeskultur und des 
sozialistischen Arbeitsrechts bei der Verwirklichung der 
staatlichen Lehrpläne für die sozialistische Berufsbil­
dung“ vom 15. Mai 1974./2/ Diese Instruktion gibt den 
Lehrkräften und Erziehern in der Berufsbildung eine 
einheitliche Orientierung für die Behandlung ausge­
wählter Probleme der Rechtserziehung bei der Reali­
sierung der staatlichen Lehrpläne. Außerdem enthält 
sie konkrete Festlegungen zum Inhalt der Rechtserzie­
hung und methodisch-organisatorische Hinweise für 
deren Gestaltung. Dadurch wurde folgendes erreicht:
1. In allen Fächern und Lehrgängen des theoretischen 
und berufspraktischen Unterrichts aller Berufe werden 
ausgewählte Rechtskenntnisse vermittelt.
2. Die Vermittlung der Rechtskenntnisse auf den ge­
nannten Gebieten und die Rechtserziehung auf der 
Grundlage der Lehrplananforderungen zu diesen In­
halten erfolgt einheitlich und mit der gleichen Ziel­
richtung.
3. Die Potenzen der Lehrpläne sowie des Unterrichts 
werden für die Rechtserziehung in methodisch-organi­
satorischer Hinsicht besser genutzt, und gute Erfahrun­
gen werden verallgemeinert.
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